
Antwort  
der Landesregierung  
 
auf die Kleine Anfrage 14 
des Abgeordneten Danny Eichelbaum 
CDU-Fraktion 
Drucksache 6/41 
 
 
Personalsituation in den Gerichten des Landes Brandenburg 
 
 
Wortlaut der Kleinen Anfrage 14 vom 15. Oktober 2014: 
 
Die Justiz im Land Brandenburg gliedert sich in verschiedene Bereiche. Die Gerichte 
bilden mit der ordentlichen Gerichtsbarkeit sowie den Verwaltungs-, Arbeits-, Fami-
lien-, Sozial- und Finanzgerichten einen der wichtigsten Personal- und Sachkörper 
des Landes. Die Arbeits- und Leistungsfähigkeit der Judikative im Land Brandenburg 
muss auch für die kommenden Jahre sichergestellt werden und stellt einen Arbeits-
schwerpunkt dar. Für die Gewährleistung dieser Aufgabe ist es notwendig, Engpässe 
und Problempunkte frühzeitig zu erkennen und diesen entgegenzuwirken. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 

1. Worin liegen nach Auffassung der Landesregierung die Ursachen für überlan-
ge Gerichtsverfahren in Brandenburg? 

2. Wie viele Personalstellen gab es in den Jahren 2009 bis 2014 in der ordentli-
chen Gerichtsbarkeit sowie in der Verwaltungs-, Arbeits-, Familien-, Sozial- 
und Arbeitsgerichtsbarkeit des Landes Brandenburg? (Bitte eine tabellarische 
Darstellung) 

3. Wie viele Planstellen gab es in den Jahren 2009 bis 2014 im Geschäftsbereich 
des Ministeriums der Justiz im Land Brandenburg? (Bitte eine tabellarische 
Darstellung) 

4. Wie viel Personalstellen entfielen in den Jahren 2009 bis 2014 in der jeweili-
gen Gerichtsbarkeit und im Ministerium auf Richterinnen und Richter, auf Per-
sonal im höheren, im gehobenen, im mittleren und im einfachen Dienst sowie 
auf die Raumpflegekräfte und sonstige Lohnempfänger und Personal in Aus-
bildung? (Bitte eine tabellarische Darstellung) 

5. Wie stellt sich die Personalbedarfs- und Personaleinstellungsplanung auch im 
Hinblick auf die Fragen 2 bis 4 von 2015 bis zum Ende des Jahres 2018 dar? 
(Bitte eine tabellarische Darstellung) 

6. Wie stellen sich die Zahlen der (voraussichtlichen) Altersabgänge und sonsti-
gen Fluktuation in den Jahren 2009 bis 2020 im Geschäftsbereich des Ministe-
riums der Justiz, in der ordentlichen Gerichtsbarkeit sowie in der Verwaltungs-, 
Arbeits-, Familien-, Sozial- und Arbeitsgerichtsbarkeit des Landes Branden-
burg dar? (Bitte eine tabellarische Darstellung) 

7. Wie hoch sind der Altersdurchschnitt, der Krankenstand sowie die Anzahl von 
Überstunden des Personals in der jeweiligen Gerichtsbarkeit und im Ministeri-
um in den Jahren 2009 bis 2014? (Bitte eine tabellarische Darstellung) 

8. Wie viele ehrenamtliche Richter waren in den Jahren 2009 bis 2014 in der je-
weiligen Gerichtsbarkeit im Amt? (Bitte eine tabellarische Darstellung) 
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9. Wie viele Eingänge, Erledigungen und laufende Verfahren bestanden in den 
Jahren 2009 bis 2014 in den jeweiligen Instanzen der jeweiligen Gerichtsbar-
keiten und wie hoch ist die durchschnittliche Verfahrensdauer? (SGB II Ver-
fahren an den Sozialgerichten bitte gesondert ausweisen; Bitte eine tabellari-
sche Darstellung) 

10. Wie viele Eingänge und Erledigungen (Testamente und Erbverträge, Nach-
lass- und Teilungssachen, Grundbuchsachen, Betreuungen, Vormundschaf-
ten, Pfleg-schaften, Adoptionssachen, Kirchenaustritte und Registersachen, 
(eingetragene Vereine, Handelsregister A, Aktiengesellschaften, Gesellschaf-
ten mit beschränkter Haftung)) gab es in den Jahren 2009 bis 2014 bei der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit? (Bitte eine übersichtliche Darstellung) 

11. Wie hoch waren in den Jahren 2009 bis 2014 die Ist-Einnahmen (Verwal-
tungseinnahmen, Einnahmen aus Zuweisungen/Zuschüssen) und Ist-
Ausgaben (Personal, Sachausgaben, Ausgaben für Zuweisungen/Zuschüsse, 
Bauausgaben) im Justizhaushalt des Landes Brandenburg? (Bitte eine tabel-
larische Darstellung) 

12. Wie viele Verzögerungsrügen gab es in den Jahren 2009 bis 2014? (Bitte eine 
tabellarische Darstellung) Welche Maßnahmen sind durch das Justizministeri-
um und die Gerichtsverwaltungen ergriffen worden, um diese Verzögerungs-
rügen sowie Stand, Fortgang und Abschluss der davon betroffenen Verfahren 
zu erfassen? 

13. In welcher Weise und mit welchen Zwischenergebnissen haben in den Jahren 
2009 bis 2014 das Justizministerium und die Gerichtsverwaltungen einerseits 
zu erwartende Entschädigungsrisiken und andererseits Abhilfekosten durch 
zusätzliche Personal- beziehungsweise Richterstellen in Gerichten oder 
Spruchkörpern mit auffällig überdurchschnittlich langen Verfahrensdauern ge-
gen einander abgewogen? 

14. In wie vielen Spruchkörpern welcher Gerichte in Brandenburg lag die durch-
schnittliche Verfahrensdauer in den Jahren 2009 bis Mitte 2014 mehr als 20 
Prozent über dem zuletzt erfassten Bundesdurchschnitt? (Bitte eine tabellari-
sche Darstellung) 

15. In wie vielen Spruchkörpern welcher Gerichte gab es in den Jahren 2009 bis 
Mitte 2014 mehr als 20 Prozent Verfahrensbestand mit mehr als einem Jahr 
Verfahrensdauer? (Bitte eine tabellarische Darstellung) 

16. Waren in den Jahren 2009 bis 2014 Klagen bei den obersten Gerichten des 
Landes und Bundes, beim Landesverfassungsgericht, beim Bundesverfas-
sungsgericht und beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) wegen überlanger Verfahrensdauer an Brandenburger Gerichten an-
hängig und erfolgreich? Wenn ja, wie viele (bitte aufgegliedert nach Gerichts-
barkeit, Gerichten und Jahren)? 

 
Namens der Landesregierung beantwortet der Minister der Justiz und für Europa und 
Verbraucherschutz die Kleine Anfrage wie folgt:  
 
Frage 1:  
Worin liegen nach Auffassung der Landesregierung die Ursachen für überlange Ge-
richtsverfahren in Brandenburg? 
 
zu Frage 1: 
Die Problematik einer möglicherweise entschädigungsrechtlich relevanten Dauer von 
Verfahren betrifft in Brandenburg nicht alle Gerichtszweige gleichermaßen. Betroffen 
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davon sind in erster Linie die erstinstanzlichen Gerichte der Verwaltungs- und Sozi-
algerichtsbarkeit sowie die Finanzgerichtsbarkeit. Zunächst hängt die Dauer eines 
gerichtlichen Verfahrens vom Einzelfall ab, insbesondere von dem zur Sachverhalts-
feststellung erforderlichen Aufwand, welcher die Vernehmung von Zeugen oder die 
Einholung von Gutachten umfassen kann. Abgesehen davon sind maßgeblich für die 
Situation in den genannten Gerichtsbarkeiten in Zeiten sehr hoher Verfahrensein-
gänge entstandene Bestände, die neben den neu eingehenden Verfahren zu erledi-
gen sind.  
 
In der Verwaltungsgerichtsbarkeit hat es sich trotz einer gemessen an den Eingangs-
zahlen auskömmlichen Personalausstattung als schwierig erwiesen, die in den 
1990er Jahren infolge einer hohen Zahl von Verfahren aus dem Asylrecht sowie 
komplexer Verfahren aus dem Bereich des vereinigungsbedingten Sonderrechts auf-
gelaufenen Bestände abzubauen. Das 2010 eingeführte Gesamtkonzept zum Abbau 
der Altbestände in der Verwaltungsgerichtsbarkeit hat mithilfe einer vorübergehen-
den Personalverstärkung im richterlichen Bereich allerdings zu einer Verringerung 
des Bestandes an Altverfahren um 65 % geführt. Während 2007 die durchschnittliche 
Verfahrensdauer erledigter Klageverfahren 35 Monate betrug, konnte im Jahr 2013 
eine durchschnittliche Verfahrensdauer von noch 14,7 Monaten verzeichnet werden, 
die sich auch im 1. Halbjahr des Jahres 2014 verstetigt hat, vgl. auch Antwort zu 
Frage 9.  
 
In der Sozialgerichtsbarkeit beruht die Belastung auf den seit Inkrafttreten der Hartz 
IV-Gesetzgebung zum 1. Januar 2005 immens gestiegenen und auf hohem Niveau 
stagnierenden Verfahrenseingängen. Die Zahl der jährlich eingehenden Klageverfah-
ren einschließlich der Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes hat sich seither 
mehr als verdoppelt. Trotz umfangreicher personeller Verstärkung durch die Schaf-
fung zusätzlicher Planstellen und die Unterstützung durch abgeordnete Kräfte ande-
rer Gerichtsbarkeiten sowie einer im Bundesvergleich überdurchschnittlichen Erledi-
gungsleistung ließ sich ein Anstieg der Bestände und der Dauer der Verfahren nicht 
vermeiden. Unter diesen Umständen muss darauf hingewiesen werden, dass die 
durchschnittliche Verfahrensdauer an den Sozialgerichten trotz dieser außergewöhn-
lichen Herausforderungen den Bundesschnitt gleichwohl lediglich um ca. zweieinhalb 
Monate überschreitet. Zum 1. Oktober 2014 wurden hier sechs weitere Kräfte im rich-
terlichen Dienst eingestellt. 
 
In der Finanzgerichtsbarkeit, deren Bestandsproblem wesentlich auf die Fusion der 
Fachobergerichte zurückzuführen ist, sind in erheblichem Umfang neue Stellen und 
ein weiterer Senat eingerichtet worden, um die Verfahrenslaufzeiten zu verkürzen. 
 
Frage 2: 
Wie viele Personalstellen gab es in den Jahren 2009 bis 2014 in der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit sowie in der Verwaltungs-, Arbeits-, Familien-, Sozial- und Arbeitsge-
richtsbarkeit des Landes Brandenburg? (Bitte eine tabellarische Darstellung) 
 
zu Frage 2: 
Hinsichtlich der Zahlen für die Jahre 2009 bis 2013 wird auf die jeweilige Antwort der 
Landesregierung auf die Kleinen Anfragen 91 (Drs. 5/375, dort zu Frage 1), 947 (Drs. 
5/2476, dort zu Frage 1), 1594 (Drs. 5/4162, dort zu Frage 1), 2408 (Drs. 5/6202, dort 
zu Frage 1) und 3024 (Drs. 5/7738, dort zu Frage 2) verwiesen. 
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Im Haushaltsplan 2014 sind folgende Planstellen und Stellen ausgebracht: 
 
a) Ordentliche Gerichtsbarkeit - Kapitel 04 040 - 

Gesamt:      2.363 Planstellen und Stellen 
 
b) Verwaltungsgerichtsbarkeit - Kapitel 04 090 - 

Gesamt:         147 Planstellen und Stellen 
 
c) Finanzgericht Berlin-Brandenburg - Kapitel 04 100 - 

Gesamt:           92 Planstellen und Stellen 
    

d) Arbeitsgerichtsbarkeit - Kapitel 04 110 - 
Gesamt:           89 Planstellen und Stellen 

   
e) Sozialgerichtsbarkeit - Kapitel 04 120 - 

Gesamt:         178 Planstellen und Stellen 
    

f) Landessozialgericht Berlin-Brandenburg - Kapitel 04 121 - 
Gesamt:         119 Planstellen und Stellen 

 
Frage 3: 
Wie viele Planstellen gab es in den Jahren 2009 bis 2014 im Geschäftsbereich des 
Ministeriums der Justiz im Land Brandenburg? (Bitte eine tabellarische Darstellung) 
 
zu Frage 3: 
Im Sinne einer vollständigen Übersicht über die Stellenanzahl im Justizbereich wird 
die Anzahl der Planstellen und Stellen angegeben.  
 
Hinsichtlich der Zahlen für die Jahre 2009 bis 2013 wird auf die jeweilige Antwort der 
Landesregierung auf die Kleinen Anfragen 91 (Drs. 5/375, dort zu Frage 2), 947 (Drs. 
5/2476, dort zu Frage 2), 1594 (Drs. 5/4162, dort zu Frage 2), 2408 (Drs. 5/6202, dort 
zu Frage 2) und 3024 (Drs. 5/7738, dort zu Frage 3) verwiesen. 
 
Im Geschäftsbereich des Ministeriums der Justiz des Landes Brandenburg gibt es im 
Jahr 2014 insgesamt 5.033 Planstellen und Stellen. 
 
Frage 4: 
Wie viel Personalstellen entfielen in den Jahren 2009 bis 2014 in der jeweiligen Ge-
richtsbarkeit und im Ministerium auf Richterinnen und Richter, auf Personal im höhe-
ren, im gehobenen, im mittleren und im einfachen Dienst sowie auf die Raumpflege-
kräfte und sonstige Lohnempfänger und Personal in Ausbildung? (Bitte eine tabella-
rische Darstellung) 
 
zu Frage 4: 
Hinsichtlich der Zahlen für die Jahre 2009 bis 2013 wird auf die jeweilige Antwort der 
Landesregierung auf die Kleinen Anfragen 91 (Drs. 5/375, dort zu Frage 3), 947 (Drs. 
5/2476, dort zu Frage 3), 1594 (Drs. 5/4162, dort zu Frage 3), 2408 (Drs. 5/6202, dort 
zu Frage 3) und 3024 (Drs. 5/7738, dort zu Frage 4) verwiesen. 
 
In der jeweiligen Gerichtsbarkeit und im Ministerium der Justiz entfallen im Jahr 2014 
auf die einzelnen Dienste nachfolgende Planstellen und Stellen: 
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a) Ministerium der Justiz - Kapitel 04 010 - 
Gesamt:  125 Planstellen und Stellen 
davon: 
- höherer Dienst     50 Planstellen   
- gehobener Dienst     38 Planstellen und Stellen 
- mittlerer Dienst     36 Planstellen und Stellen 
- einfacher Dienst         1 Stelle 
 
b) Ordentliche Gerichtsbarkeit - Kapitel 04 040 -   
Gesamt: 2.363 Planstellen und Stellen 
davon: 
- höherer Dienst      524 Planstellen 

(Richter: 514 Planstellen; sonst. h. D.: 10 Planstellen)       

- gehobener Dienst       524 Planstellen und Stellen 
- mittlerer Dienst             1.162 Planstellen und Stellen 
- einfacher Dienst         153 Planstellen und Stellen 
 
Zudem sind 10 sonstige Stellen im Kapitel 04 040 für Richter auf Probe ausgebracht. 
 
c) Verwaltungsgerichtsbarkeit - Kapitel 04 090 - 
Gesamt: 147 Planstellen und Stellen 
davon: 
- höherer Dienst (Richter)        76 Planstellen   
- gehobener Dienst        11 Planstellen 
- mittlerer Dienst        53 Planstellen und Stellen 
- einfacher Dienst                          7 Planstellen und Stellen 
 
Zudem sind 15 sonstige Stellen im Kapitel 04 020 für Richter auf Probe zur Unter-
stützung der Verwaltungsgerichte zum Abbau von Altverfahren ausgebracht.  
 
d) Finanzgericht Berlin-Brandenburg - Kapitel 04 100 - 
Gesamt:  92 Planstellen und Stellen 
davon: 
- höherer Dienst        48 Planstellen 
 (Richter: 47 Planstellen; sonst. h.D.: 1 Planstelle) 

- gehobener Dienst          8 Planstellen 
- mittlerer Dienst        33 Planstellen und Stellen 
- einfacher Dienst          3 Planstellen  
 
e) Arbeitsgerichtsbarkeit - Kapitel 04 110 - 
Gesamt:  89 Planstellen und Stellen 
davon:   
- höherer Dienst (Richter)         26 Planstellen 
- gehobener Dienst         17 Planstellen und Stellen 
- mittlerer Dienst        46 Planstellen und Stellen
  
f) Sozialgerichtsbarkeit - Kapitel 04 120 - 
Gesamt: 178 Planstellen und Stellen 
davon: 
- höherer Dienst (Richter)       75 Planstellen 
- gehobener Dienst        16 Planstellen und Stellen 
- mittlerer Dienst        87 Planstellen und Stellen 
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Zudem sind 15 sonstige Stellen im Kapitel 04 020 für Richter auf Probe zur Unter-
stützung der Sozialgerichte ausgebracht.  
 
g) Landessozialgericht Berlin-Brandenburg - Kapitel 04 121 - 
Gesamt: 119 Planstellen und Stellen 
davon:  
- höherer Dienst        57 Planstellen und Stellen 
 (Richter: 55 Planstellen;  

sonst. h.D.: 2 Planstellen und Stellen) 

- gehobener Dienst        12 Planstellen und Stellen 
- mittlerer Dienst         47 Planstellen und Stellen 
- einfacher Dienst          3 Planstellen 
 
h) Raumpflegekräfte 
Stellen für Raumpflegekräfte sind in den Kapiteln nicht gesondert ausgewiesen. 
 
i) Personal in Ausbildung (Stand 30.September 2014) 

Ordentliche Gerichtsbarkeit - Kapitel 04 040 - 
Gesamt:  431 Personen in Ausbildung 
davon:  
- höherer Dienst:   319 Referendare 
- gehobener Dienst:        61 Rechtspflegeranwärter 
- mittlerer Dienst:        51 Auszubildende Justizfachangestellte 
 
Frage 5: 
Wie stellt sich die Personalbedarfs- und Personaleinstellungsplanung auch im Hin-
blick auf die Fragen 2 bis 4 von 2015 bis zum Ende des Jahres 2018 dar? (Bitte eine 
tabellarische Darstellung) 
 
zu Frage 5: 
Die Landesregierung hat mit der Personalbedarfsplanung 2018 beschlossen, die ak-
tuelle Stellenzahl in der Landesverwaltung und der Justiz von derzeit rund 47.500 auf 
rund 43.000 landesfinanzierte Stellen zum Ende des Jahres 2018 zu reduzieren. 
Trotz dieses Stellenrückgangs sind jährlich Neueinstellungen beabsichtigt, da eine 
große Zahl von Beschäftigten - auch in der Justiz - altersbedingt ausscheidet. Soweit 
die Altersabgänge den Anpassungsbedarf gemäß der Personalbedarfsplanung der 
Landesregierung übersteigen, können und werden diese durch Neueinstellungen 
ersetzt werden. Die Realisierung von Einstellungskorridoren ist im Bereich der Justiz 
im Jahr 2013 bereits erreicht worden und auch in diesem und den nächsten Jahren 
sichergestellt.  
 
In welchem Umfang in den einzelnen Gerichtsbarkeiten und Diensten Einstellungen 
in den Jahren 2015 bis 2018 erfolgen werden, kann nicht sicher prognostiziert wer-
den. An welcher Stelle Einstellungen erfolgen werden, hängt maßgeblich vom Perso-
nalbedarf ab. In diesem Zusammenhang ist zunächst darauf hinzuweisen, dass der 
Personalbedarf der Staatsanwaltschaften und Gerichte auf Grund von größtenteils 
bundeseinheitlichen Bewertungszahlen in Abhängigkeit vom Geschäftsanfall ermittelt 
wird. Dabei ist für das Land Brandenburg festzustellen, dass in den letzten Jahren  
- abgesehen von der Sozial- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit - die Verfahrensein-
gangszahlen bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften eher rückläufig sind. Mit 
sinkenden Verfahrenseingängen ist in der Regel auch ein verringerter Personal-
bedarf verbunden. Darüber, wie sich die Verfahrenszahlen und damit auch der  
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Personalbedarf einzelner Gerichtszweige in den Jahren 2015 bis 2018 entwickeln 
werden, kann allerdings keine sichere und verbindliche Einschätzung abgegeben 
werden, da die Ursachen für die Entwicklung der Verfahrenszahlen vielschichtig sind.  
 
Die konkreten Einstellungskorridore für die einzelnen Gerichtsbarkeiten und Dienste 
werden auf Basis der jeweils aktuellen Daten zu Beginn eines jeden Jahres ermittelt.  
 
Frage 6: 
Wie stellen sich die Zahlen der (voraussichtlichen) Altersabgänge und sonstigen 
Fluktuation in den Jahren 2009 bis 2020 im Geschäftsbereich des Ministeriums der 
Justiz, in der ordentlichen Gerichtsbarkeit sowie in der Verwaltungs-, Arbeits-, Fami-
lien-, Sozial- und Arbeitsgerichtsbarkeit des Landes Brandenburg dar? (Bitte eine 
tabellarische Darstellung) 
 
zu Frage 6: 
Auf die nachfolgende Tabelle wird verwiesen. Die Angaben ab dem Jahr 2014 haben 
lediglich prognostischen Charakter. Durch die Möglichkeit des vorzeitigen Ruhe-
standseintritts im Beamtenbereich gemäß § 46 LBG bzw. der Rente ab dem 63. Le-
bensjahr für langjährig versicherte Beschäftigte sind - konkret nicht vorhersehbare - 
Verschiebungen zu erwarten. Die nicht altersbedingte Fluktuation kann nur geschätzt 
werden. Statistische Angaben für die Jahre 2009 und 2010 sind nur für den gesam-
ten Geschäftsbereich des Ministeriums der Justiz, inklusive Staatsanwaltschaften 
und Vollzug, möglich. Die Familiengerichte gehören zur ordentlichen Gerichtsbarkeit. 
 

Abgänge 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 

Geschäftsbereich MdJ 127 125 136 144 122 130 128 126 158 158 165 186 

 

ordentliche Gerichtsbarkeit  k.A. k.A. 52 64 41 53 44 41 55 64 60 84 

Verwaltungsgerichte  

k.A. k.A. 6 4 3 3 1 3 2 2 4 3 

Arbeitsgerichte  

k.A. k.A. 5 4 1 1 2 1 3 2 4 5 

Sozialgerichte  
(einschl. LSG B-BB) 

k.A. k.A. 7 5 6 5 3 4 9 5 4 11 

 

Frage 7: 
Wie hoch sind der Altersdurchschnitt, der Krankenstand sowie die Anzahl von Über-
stunden des Personals in der jeweiligen Gerichtsbarkeit und im Ministerium in den 
Jahren 2009 bis 2014? (Bitte eine tabellarische Darstellung) 
 
zu Frage 7: 
Hinsichtlich des Altersdurchschnitts für die Jahre 2009, 2010, 2012 und 2013 wird 
auf die jeweilige Antwort der Landesregierung auf die Kleinen Anfragen 91 (Drs. 
5/375, dort zu Frage 4), 947 (Drs. 5/2476, dort zu Frage 4), 2408 (Drs. 5/6202, dort 
zu Frage 4) und 3024 (Drs. 5/7738, dort zu Frage 5) verwiesen. Der Altersdurch-
schnitt des Personals in den Jahren 2011 und 2014 ist in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellt.  
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Altersdurchschnitt: 
Einrichtung 2011  

(Stand September) 
2014 
(Stand September) 

Ministerium 49,5 51,5 

Ordentliche Gerichtsbarkeit 46,8 47,8 

Verwaltungsgerichte 46 49,25 

Finanzgericht 44,25 46 

Arbeitsgerichte 48,67 52 

Sozialgerichte (einschl. LSG B-BB) 40 43,25 

 
Hinsichtlich des Krankenstandes für die Jahre 2009, 2010 und 2012 wird auf die je-
weilige Antwort der Landesregierung auf die Kleinen Anfragen 947 (Drs. 5/2476, dort 
zu Frage 4), 1594 (Drs. 5/4162, dort zu Frage 4), 2408 (Drs. 5/6202, dort zu Frage 4 
für Richter/innen) und 3024 (Drs. 5/7738, dort zu Frage 5) verwiesen. Der Kranken-
stand für die Richterinnen und Richter im Jahr 2011 kann der Antwort der Landesre-
gierung auf die Kleine Anfrage 2408 (Drs. 5/6202, dort zu Frage 4) entnommen wer-
den.  
 
Folgender Krankenstand war für die Beschäftigten (ohne Richter/innen) im Jahr 2011 
zu verzeichnen: 
 
Krankenstand - Stand 31. Dezember 2011 

Einrichtung Beschäftigte  
(ohne Richter/innen) 

Fehlzeiten  
in Kalendertagen 

Ministerium 145 4.881 

Ordentliche Gerichtsbarkeit 1.936 56.330 

Verwaltungsgerichte 82 2.074 

Finanzgericht 46 1.261 

Arbeitsgerichte 81 2.245 

Sozialgerichte (einschl. LSG B-BB) 102 2.965 

 
Der Krankenstand für das Jahr 2013 ergibt sich aus den nachfolgenden Übersichten, 
zunächst für die Beschäftigten ohne Richter/innen nach der Fehlzeitenstatistik für das 
Jahr 2013, alsdann für den richterlichen Bereich laut Abwesenheitsstatistik. 
 
 
Krankenstand - Stand 31. Dezember 2013 
Einrichtung Beschäftigte  

(ohne Richter/innen) 
Fehlzeiten  
in Kalendertagen 

Ministerium 141 4.177 

Ordentliche Gerichtsbarkeit 1.909 60.695 

Verwaltungsgerichte 74 1.895 

Finanzgericht 46 728 

Arbeitsgerichte 73 1.580 

Sozialgerichte (einschl. LSG B-BB) 109 3.266 

 
 
Krankenstand: Stand: 31. Dezember 2013 

Gerichtsbarkeit Anzahl der Richter/innen Fehlzeiten (Arbeitstage) 

Ordentliche Gerichtsbarkeit 487 4.942 

Verwaltungsgerichte 69 1.078 

Finanzgericht 47 255 

Arbeitsgerichte 34 417 

Sozialgerichte (einschl. LSG B-BB)  132 1.509 

 
Der Krankenstand für das Jahr 2014 kann mangels statistischer Daten noch nicht 
mitgeteilt werden. 
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Überstunden: 
Die Bediensteten des Justizressorts nutzen die arbeitszeitlichen Möglichkeiten im 
Rahmen der Gleitzeit. Dadurch erbrachte „Überstunden“ werden zu gegebener Zeit 
wieder durch Freizeit ausgeglichen. Eine Statistik zum Umfang der im Rahmen der 
Gleitzeit erbrachten Zeitguthaben wird nicht geführt.  
 
Für Richter/innen gilt die Arbeitszeitverordnung vom 16. September 2009 nicht. 
 
Frage 8: 
Wie viele ehrenamtliche Richter waren in den Jahren 2009 bis 2014 in der jeweiligen 
Gerichtsbarkeit im Amt? (Bitte eine tabellarische Darstellung) 
 
zu Frage 8: 
Hinsichtlich der Angaben für die Jahre 2009 bis 2012 wird auf die jeweilige Antwort 
der Landesregierung auf die Kleinen Anfragen 91 (Drs. 5/375, dort zu Frage 5), 947 
(Drs. 5/2476, dort zu Frage 5), 1594 (Drs. 5/4162, dort zu Frage 5), 2408 (Drs. 
5/6202, dort zu Frage 5) und 3024 (Drs. 5/7738, dort zu Frage 6) verwiesen.  
 
Die Anzahl der in den Jahren 2013 und 2014 in der ordentlichen Gerichtsbarkeit  
gewählten bzw. bestellten ehrenamtlichen Richter ergibt sich aus der nachstehenden 
Übersicht: 
 
Ordentliche Gerichtsbarkeit 2013 2014 

Haupt- und Hilfsschöffen  
bei den Amts- und Landgerichten 

2.362 2.259 

Ehrenamtliche Richter in Landwirtschaftssachen 60 56 

Ehrenamtliche Richter der Kammern  
für Handelssachen 

71 62 

Ehrenamtliche Richter der Kammer bzw. des Senats 
für Steuerberater- und Steuerbevollmächtigtensachen 

12 12 

 
Die Anzahl der in den Jahren 2013 und 2014 in der Finanz- und Verwaltungsge-
richtsbarkeit gewählten ehrenamtlichen Richter ist aus der nachstehenden Übersicht 
ersichtlich: 
 
Finanz- und Verwaltungsgerichtsbarkeit 2013 2014 

Ehrenamtliche Richter beim Finanzgericht Berlin-
Brandenburg 
(aus Berlin und Brandenburg insg.) 

265 265 

Ehrenamtliche Richter bei den Verwaltungsgerichten 
im Land Brandenburg 

267* 267 

Ehrenamtliche Richter beim Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg 
(aus Berlin und Brandenburg insg.) 

120 120 

* Aktualisiert aufgrund der im Jahr 2013 erfolgten Wahlen der ehrenamtlichen Richter bei den Verwaltungsge-

richten, die teilweise erst im 2. Halbjahr - nach Beantwortung der Kleinen Anfrage 3024 (LT-Drs. 5/7738, 
dort zu Frage 6) - durchgeführt wurden. 

 
Bei dem Verwaltungsgericht Potsdam und bei dem Oberverwaltungsgericht Berlin-
Brandenburg sind daneben noch ca. 200 ehrenamtliche Richter in den Kam-
mern/Senaten für Personalvertretungsangelegenheiten des Landes und des Bundes 
sowie als Beisitzer der Kammern/Senate für Disziplinarsachen nach Landes- und 
Bundesrecht, des Landesberufsgerichts/Berufsgerichts für Heilberufe sowie der Dis-
ziplinarkammer nach § 66 Abs. 3 des Zivildienstgesetzes tätig.  
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In der Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit gibt es keine einheitlichen Amtsperioden. 
Die Berufung ehrenamtlicher Richter erfolgt kontinuierlich nach Bedarf. Deshalb kann 
die Anzahl der an einem Gericht tätigen ehrenamtlichen Richter innerhalb eines  
Jahres - beispielsweise durch Ablauf der Amtszeit und zeitlich verzögerter Nachberu-
fung - leicht differieren. Die Amtszeit der ehrenamtlichen Richter beträgt fünf Jahre. 
Die nachstehende Übersicht enthält daher stichtagsbezogene Angaben: 
 

Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit 2013 2014 

Stichtag 1. Juli 2013 15. Oktober 2014 

Ehrenamtliche Richter bei den Arbeitsgerichten in 
Brandenburg  

750 757 

Ehrenamtliche Richter beim Landesarbeitsgericht 
Berlin-Brandenburg 
(aus Berlin und Brandenburg insg.) 

370 364 

Ehrenamtliche Richter bei den Sozialgerichten im  
Land Brandenburg  

676 678 

Ehrenamtliche Richter beim Landessozialgericht 
Berlin-Brandenburg 
(aus Berlin und Brandenburg insg.) 

299 293 

 
Frage 9: 
Wie viele Eingänge, Erledigungen und laufende Verfahren bestanden in den Jahren 
2009 bis 2014 in den jeweiligen Instanzen der jeweiligen Gerichtsbarkeiten und wie 
hoch ist die durchschnittliche Verfahrensdauer? (SGB II Verfahren an den Sozialge-
richten bitte gesondert ausweisen; Bitte eine tabellarische Darstellung) 
 
zu Frage 9: 
Die Geschäftsbelastung der Gerichte des Landes Brandenburg für die Jahre 2009 
bis 2013 und das 1. Halbjahr 2014, gegliedert nach Eingängen, Erledigungen,  
Beständen und durchschnittlicher Verfahrensdauer, ergibt sich aus Anlage 1. 
 
Die Geschäftszahlen beruhen auf den jährlichen Angaben der Gerichte, die vom Amt 
für Statistik Berlin-Brandenburg zusammengetragen und ausgewertet werden. Die 
statistischen Daten liegen aktuell bis einschließlich II. Quartal 2014 vor. Erledigungen 
in Zwangsvollstreckungssachen werden statistisch nicht ausgewiesen. 
 
Zum 1. Juli 2005 sind die Oberverwaltungsgerichte und Landessozialgerichte und 
zum 1. Januar 2007 die Finanzgerichte und Landesarbeitsgerichte der Länder Berlin 
und Brandenburg zusammengelegt worden. Die Daten für das Oberverwaltungsge-
richt Berlin-Brandenburg, das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, das Finanz-
gericht Berlin-Brandenburg und das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg bilden 
deshalb Verfahren aus der Berliner und Brandenburger Gerichtsbarkeit insgesamt 
ab. 
 
Frage 10: 
Wie viele Eingänge und Erledigungen (Testamente und Erbverträge, Nachlass- und 
Teilungssachen, Grundbuchsachen, Betreuungen, Vormundschaften, Pflegschaften, 
Adoptionssachen, Kirchenaustritte und Registersachen, (eingetragene Vereine, Han-
delsregister A, Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung)) gab 
es in den Jahren 2009 bis 2014 bei der freiwilligen Gerichtsbarkeit? (Bitte eine über-
sichtliche Darstellung) 
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zu Frage 10: 
Die Erfassung des Geschäftsanfalls in den in der Frage 10 benannten Verfahren  
erfolgt im Wesentlichen anhand von bundeseinheitlichen statistischen Vorgaben in 
den Geschäftsübersichten der Gerichte des Landes Brandenburg. Die entsprechen-
den Daten für die Jahre 2009 bis 2013 sowie für das 1. Halbjahr 2014 sind in der  
Anlage 2 dargestellt. Die durchschnittliche Verfahrensdauer wird in diesen Verfahren 
statistisch nicht erfasst und steht deshalb nicht zur Verfügung.  
 
Zur Übersicht sind folgende Anmerkungen veranlasst:  
 

- Testamente und Erbverträge, Nachlass- und Teilungssachen 
Ausgewiesen werden die Eingänge, getrennt nach Testamentssachen und 
sonstigen Nachlasssachen. Die Zahl der Erbverträge, Nachlass- und Tei-
lungssachen lässt sich der Statistik nicht gesondert entnehmen.  

 
- Grundbuchsachen 

Seit 2003 wird die Zahl der eingereichten Urkunden in Grundbuchsachen er-
fasst. Dabei können sich in einer Urkunde mehrere Anträge befinden. 

 
- Betreuungen, Vormundschaften und Pflegschaften 

In der Anlage dargestellt sind die jeweils am Ende eines Jahres anhängigen 
Verfahren. Im Jahr 2009 wurden die Zahlen für die Pflegschaften noch nicht 
getrennt nach Vormundschafts- und Betreuungsgericht erhoben. Diese Unter-
scheidung erfolgt erst seit 2010 nach Inkrafttreten des Gesetzes über das Ver-
fahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit (FamFG) zum 1. September 2009. 

 
- Adoptionssachen 

Ausgewiesen werden seit dem Jahr 2010 die Erledigungen. Für das Jahr 2009 
sind hingegen die anhängig gemachten Adoptionssachen dargestellt. Auch 
hier hat sich die Art der statistischen Erhebung aufgrund des Inkrafttretens des 
FamFG geändert.  

 
- Kirchenaustritte 

Ausgewiesen wird die Zahl der Kirchenaustritte. 
 
Frage 11: 
Wie hoch waren in den Jahren 2009 bis 2014 die Ist-Einnahmen (Verwaltungs-
einnahmen, Einnahmen aus Zuweisungen/Zuschüssen) und Ist-Ausgaben (Personal, 
Sachausgaben, Ausgaben für Zuweisungen/Zuschüsse, Bauausgaben) im Justiz-
haushalt des Landes Brandenburg? (Bitte eine tabellarische Darstellung) 
 
zu Frage 11: 
Die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben der Gerichte im Justizhaushalt der Jahre 2009 
bis 2014 sind in Anlage 3 dargestellt. Hingegen enthält der Justizhaushalt (Einzelplan 
04) keine Bauausgaben für die Gerichte des Landes Brandenburg. Bauausgaben 
sind in der Beilage zum Einzelplan 12 des MdF etatisiert und werden durch den BLB 
bewirtschaftet. Bauunterhaltungsmaßnahmen für die Gerichte werden vom BLB zu-
dem aus der von der Justiz gezahlten Miete finanziert. Die in der Anlage 3 für die 
Jahre 2009 bis 2014 ausgewiesenen Bauausgaben beruhen auf den Angaben des 
BLB.  
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Frage 12: 
Wie viele Verzögerungsrügen gab es in den Jahren 2009 bis 2014? (Bitte eine tabel-
larische Darstellung) Welche Maßnahmen sind durch das Justizministerium und die 
Gerichtsverwaltungen ergriffen worden, um diese Verzögerungsrügen sowie Stand, 
Fortgang und Abschluss der davon betroffenen Verfahren zu erfassen? 
 
zu Frage 12: 
Das Gesetz über den Rechtsschutz bei überlangen Gerichtsverfahren und strafrecht-
lichen Ermittlungsverfahren ist am 3. Dezember 2011 in Kraft getreten. Hiermit kor-
respondierend werden im Land Brandenburg für die einzelnen Gerichtsbarkeiten und 
Staatsanwaltschaften ab dem Jahr 2012 quartalsweise sowohl die Anzahl der einge-
gangenen Verzögerungsrügen als auch die Anzahl der gerichtlichen Entschädi-
gungsverfahren erfasst. Durch entsprechende aktenmäßige Erfassung ist zudem  
sichergestellt, dass alle Verfahren, in denen Verzögerungsrügen erhoben wurden, 
über das Aktenzeichen aufgefunden und ausgewertet werden können. Seit 1. Januar 
2013 werden die Entschädigungsklagen bundeseinheitlich in den Justizstatistiken 
ausgewiesen.  
 
Hinsichtlich der Anzahl der im Jahr 2012 eingegangenen Verzögerungsrügen und 
Entschädigungsklagen wird auf die Antwort der Landesregierung auf die Kleine An-
frage 3024 (Drs. 5/7738, dort zu Frage 10) verwiesen. Die betreffenden Übersichten 
hierüber für das Jahr 2013 und die ersten beiden Quartale 2014 sind als Anlage 4 
beigefügt. Die dort genannten Zahlen beinhalten auch den Berliner Anteil der an den 
gemeinsamen Fachobergerichten eingegangenen Verzögerungsrügen und Entschä-
digungsklagen.  
 
Im Übrigen wird bei den in regelmäßigen Abständen stattfindenden Geschäftsprü-
fungen der Gerichte und Staatsanwaltschaften besonderes Augenmerk auf die Prü-
fung von Verfahren mit langer Bearbeitungsdauer gelegt, um die Ursachen hierfür 
feststellen und erforderlichenfalls Vorkehrungen für eine Erledigung in angemesse-
ner Zeit treffen zu können. Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang aller-
dings, dass bei Verfahren in Rechtssachen die Möglichkeit der Einflussnahme durch 
die Landesjustizverwaltungen begrenzt ist, da richterliche Sach- und Verfahrensent-
scheidungen aufgrund der richterlichen Unabhängigkeit grundsätzlich der dienstauf-
sichtlichen Kontrolle entzogen sind und eine Prüfung sich nur auf den äußeren Ord-
nungsbereich umfassende Tätigkeiten beschränken kann, die dem Kernbereich der 
eigentlichen Rechtsprechung und sonstiger, dem Richter übertragener Aufgaben so 
weit entrückt sind, dass für sie die Garantie des Art. 97 Abs. 1 GG nicht mehr in  
Anspruch genommen werden kann (vgl. hierzu BGH NJW 1984, 2535, 2536 und 
BGH NJW 1977, 437). 
 
Frage 13: 
In welcher Weise und mit welchen Zwischenergebnissen haben in den Jahren 2009 
bis 2014 das Justizministerium und die Gerichtsverwaltungen einerseits zu erwarten-
de Entschädigungsrisiken und andererseits Abhilfekosten durch zusätzliche Perso-
nal- beziehungsweise Richterstellen in Gerichten oder Spruchkörpern mit auffällig 
überdurchschnittlich langen Verfahrensdauern gegen einander abgewogen? 
 
zu Frage 13: 
Im Hinblick auf den erfragten Zeitraum ist zunächst darauf hinzuweisen, dass das 
Gesetz über den Rechtsschutz bei überlangen Gerichtsverfahren und strafrechtlichen 
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Ermittlungsverfahren erst am 3. Dezember 2011 in Kraft getreten ist (vgl. auch die 
Antwort zu Frage 12). Im Übrigen wird zur Beantwortung auf die Antwort der Landes-
regierung auf die Kleine Anfrage 3024 (Drs. 5/7738, dort zu Frage 11) verwiesen. Die 
dort genannten grundsätzlichen Erwägungen gelten unverändert.  
 
Frage 14: 
In wie vielen Spruchkörpern welcher Gerichte in Brandenburg lag die durchschnittli-
che Verfahrensdauer in den Jahren 2009 bis Mitte 2014 mehr als 20 Prozent über 
dem zuletzt erfassten Bundesdurchschnitt? (Bitte eine tabellarische Darstellung) 
 
zu Frage 14: 
In Anlage 1 wird für die dort aufgeführten einzelnen Verfahrensarten die jeweilige 
Verfahrensdauer im Bundesdurchschnitt angegeben. Der Bundesdurchschnitt wurde 
für die Fachgerichtsbarkeiten aus der sogenannten „Sächsischen Tabelle“ und für die 
ordentliche Gerichtsbarkeit aus der sogenannten „Berliner Übersicht“ entnommen. 
Die „Sächsische Tabelle“ und die „Berliner Übersicht“ werden unter Berücksichtigung 
der statistischen Daten aller Länder jährlich neu erstellt. Für das Jahr 2014 liegen die 
vorgenannten länderübergreifenden Übersichten noch nicht vor. Die für die Gerichte 
des Landes Brandenburg für die ersten beiden Quartale 2014 ermittelten Verfahrens-
laufzeiten können deshalb nicht mit dem Bundesdurchschnitt verglichen werden. 
 
Die jeweilige Verfahrensdauer im Bundesdurchschnitt wird in der in Anlage 1 enthal-
tenen tabellarischen Übersicht den bei den Brandenburger Gerichten für die Jahre 
2009 bis 2013 erhobenen Daten zur Verfahrensdauer gegenübergestellt. Ferner wird 
die prozentuale Abweichung der jeweils festgestellten Verfahrensdauern zum Bun-
desdurchschnitt ausgewiesen, wobei auch Abweichungen von unter 20 Prozent dar-
gestellt werden. Bei mit dem Vorzeichen „minus“ enthaltenen Prozentzahlen ist die 
Verfahrensdauer bezüglich der betreffenden Verfahrensart im Land Brandenburg 
kürzer als im Bundesdurchschnitt. 
 
Für erstinstanzliche Klageverfahren am Landessozialgericht Berlin-Brandenburg und 
einstweilige Rechtsschutzanträge im Zusammenhang mit Verfahren nach § 29 Ab-
satz 2 und 4 Sozialgerichtsgesetz weisen die oben genannten länderübergreifenden 
Übersichten keine bundesdurchschnittliche Verfahrenslaufzeit aus. Ein Vergleich mit 
den für das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg ermittelten Verfahrenslaufzeiten 
kann daher insoweit nicht erfolgen. 
 
Nicht zur Verfügung gestellt werden kann zudem eine auf einzelne Spruchkörper  
bezogene Darstellung, da konkret richterbezogene Angaben zur Verfahrensdauer 
der Landesjustizverwaltung nicht vorliegen. Insoweit wird auch auf die Antwort zu 
Frage 12 und die dort enthaltenen Bemerkungen zur richterlichen Unabhängigkeit 
verwiesen. Es erfolgt daher in Anlage 1 eine verfahrensartbezogene Darstellung für 
die Instanzgerichte der einzelnen Gerichtsbarkeiten. 
 
Frage 15: 
In wie vielen Spruchkörpern welcher Gerichte gab es in den Jahren 2009 bis Mitte 
2014 mehr als 20 Prozent Verfahrensbestand mit mehr als einem Jahr Verfahrens-
dauer? (Bitte eine tabellarische Darstellung) 
 
 
 



 14 

zu Frage 15: 
Eine Statistik wird nur zur Verfahrensdauer bereits erledigter Verfahren geführt.  
Die Verfahrensdauer noch nicht erledigter Verfahrensbestände wird statistisch nicht 
erfasst, weshalb statistisches Material zur Beantwortung der Frage nicht zur Verfü-
gung steht. 
 
Frage 16: 
Waren in den Jahren 2009 bis 2014 Klagen bei den obersten Gerichten des Landes 
und Bundes, beim Landesverfassungsgericht, beim Bundesverfassungsgericht und 
beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) wegen überlanger Ver-
fahrensdauer an Brandenburger Gerichten anhängig und erfolgreich? Wenn ja, wie 
viele (bitte aufgegliedert nach Gerichtsbarkeit, Gerichten und Jahren)? 
 
zu Frage 16: 
Eine tabellarische Übersicht über die Anzahl der im erfragten Zeitraum anhängigen 
und (auch teilweise) erfolgreichen Entschädigungsklagen wegen überlanger  
Gerichtsverfahren an Brandenburger Gerichten ist als Anlage 5 beigefügt. In den 
Jahren 2009 bis 2014 waren einzelne Klagen wegen überlanger Verfahrensdauer an 
Brandenburger Gerichten erfolgreich, wobei in der Aufstellung im Gegensatz zur An-
lage 4 die gemeinsamen Fachobergerichte mit Berlin nur insoweit als Brandenburger 
Gerichte verstanden werden als sie Rechtsprechung für das Land Brandenburg aus-
geübt haben und das Land Brandenburg Beklagter war.  
 
Statistisch werden zudem lediglich die Eingänge, nicht hingegen die Art und der 
Zeitpunkt der Erledigungen erfasst. Die in der Anlage 5 zu den Erledigungen mitge-
teilten Zahlen beruhen daher auf den Angaben des Geschäftsbereiches mit dem 
Stand Mitte Oktober 2014. Statistische Angaben über die Anzahl der Eingänge von 
Entschädigungsklagen liegen zudem bislang nur bis zum II. Quartal 2014 vollständig 
vor. Die zu den Eingängen von Entschädigungsklagen darüber hinausgehend bis 
Mitte Oktober 2014 getätigten Angaben basieren ebenfalls auf den Mitteilungen des 
Geschäftsbereiches.  
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